

































































































1 Brot für die Welt / Evangelischer Entwicklungsdienst / Bund für Umwelt und Naturschutz – BUND – Deutsch-
land (Hrsg.) (2008): Zukunftsfähiges Deutschland. Eine Studie des Wuppertal Instituts für Klima, Umwelt, 





sellschaftlichen  Tätigseins,  der  neben  der  Erwerbsarbeit  auch  die Haus‐  und  Erzie‐
hungsarbeit ebenso umfasst wie ehrenamtliche Tätigkeiten, Weiterbildung / Lernar‐
beit, Eigenarbeit und Nachbarschaftshilfe.  
– Veränderungen  der  Anforderungen  des  Arbeitsmarktes  (Steigerung  von  Flexibilität 





– Veränderungen  grundlegender  Lebensbedingungen    durch  die  Wirtschaftsentwick‐
lung  (generelle  Wachstumserwartungen,  höhere  Investitionen  in  den  technischen 
Fortschritt  verbunden mit  steigenden  Kosten  –  u.a.  im Gesundheitswesen,  globale 












betreffen,  die  langfristige Auswirkungen  erwarten  lassen,  die  konfliktträchtig  sind  und 
kontrovers diskutiert werden, sind im Diskurs unterschiedliche Einschätzungen und Posi‐
tionen  deutlich  geworden.  Versucht  man,  die  den  einzelnen  Diskussionsbeiträgen  zu‐






























gende  Reformen  unausweichlich.  Sollen  dabei  nicht  die  bisher  erreichten  allgemeinen 
















































































Zu  unterscheiden  sind:  das  Wirtschaftswachstum  (Volkseinkommen),  Wachstum  im 
Stoffdurchsatz, Wachstum  der  Lebensqualität. Die  epochale  Krise  des Wachstums  be‐
steht darin, dass mit zunehmender Wirtschaftstätigkeit nichtkommerzielle Wohlstands‐
güter  (Natur,  Lebensqualität)  abgebaut  werden.  Es  entsteht  ein  „unwirtschaftliches 
Wachstum“ (siehe jobless growth, happy planet index). 
                                                            
2 Vgl. Wuppertal-Studie: Vorwort der Herausgeber (S. 15–18); Einleitung (S. 19–32); Wachstum oder Wohl-




























– Herstellung  der  Gleichwertigkeit  verschiedener  Formen  von  Arbeit:  Erwerbsarbeit 
(Markt‐Ökonomie),  soziale  Arbeit  (Care‐Ökonomie),  Naturschutz‐Arbeit,  politische 
Arbeit (bürgerschaftliches Engagement), Eigenarbeit; 
– eine neue Teilhabepolitik (Integration von Randgruppen): Teilhabe am gesellschaftli‐
chen  Leben  ist  ein  Grundbedürfnis  und  Grundrecht.  Wesentliche  Bereiche  gesell‐
schaftlicher Teilhabe sind: Arbeit, soziale Sicherheit, öffentliche Daseinsvorsorge, po‐
litische Partizipation, Bleiberecht.  


























essen  gebundenen  Organisationen  wird  zurück  genommen.  Die  gemeinwohlorientierten 
Organisationen  garantieren  die  Umwelt‐  und  Menschenrechtsverträglichkeit  sowie  die 
Nachhaltigkeit von Entwicklungen. 
Die Auseinandersetzungen  um  einen  zweiten Gesellschaftsvertrag  verlaufen  nicht  entlang 





















pertal‐Studie  entscheidenden  Kernbereiche  vorgenommen worden. Damit  ist  eine  Zuspit‐








3 Vgl.: Kap. 1.1 
4 Die Antworten im Sinne der Wuppertal-Studie sind gemeinsam mit Herrn Dr. Reinald Döbel im Diskurs erar-

























Kurzfassung von Uwe Höring
Die Hauptthesen
• Weder national noch international ist der 
gegenwärtige Kurs des Wirtschaftens tragfähig
• Die natürlichen Ressourcen werden 
überbeansprucht
• Zusätzlich gefährdet die zunehmend ungleiche 
Verteilung Frieden und Zusammenhalt
• Wir brauchen eine solare globale 
Solidargemeinschaft




• Ungleichheit und Ungerechtigkeit
• Falsch gestellte Weichen
• Vielversprechende technische und menschliche 
Ansätze
Orientierungen für die Zukunft 
– „Leitbilder“
Wege in die Zukunft
– „Baustellen“








Globale Übernutzung - Ungleichheit
„Die wahre Frage ist nicht mehr, ob es 
genügend Ressourcen gibt, sondern an wen 
und wofür sie verteilt werden, wenn sie 
knapp werden.“ (S. 84)
Ökologischer Fußabdruck - global
Falscher Kurs – Falsches Denken
Falscher Kurs – Orientierung allein auf 
Märkte
Märkte sind blind für soziale und ökologische Kosten 
marktwirtschaftlicher Produktion
Falscher Kurs – Wachstum auf der Basis 
fossiler Energien
• Die Entwicklung der modernen 
Industriegesellschaft fußt auf der Nutzung 
ausländischen Bodens (Plantagenwirtschaft in 
Kolonien) und „unterirdischer Wälder“ (Kohle) 
durch England
• Bis vor kurzem ruhte der überwiegende Teil der 
Energieversorgung der Industriegesellschaft auf 
fossilen Brennstoffen
Gesamtprofil der Weltölförderung
Ölförderung in Mio. Barrel / Tag; 
Quelle: Die Zukunft der Ölversorgung (Energy Watch Group Oktober 2007)

ENTWICKLUNG DER ENERGIEMÄRKTE
2007 stieg der weltweite Primärenergieverbrauchum 2,4 % – mithin 
weniger als die 2,7 % desVorjahres, aber dennoch im fünften Jahr in 
Folge überdurchschnittlich. Zwei Drittel des globalen 
Verbrauchswachstums entfielen auf den asiatisch-pazifischen Raum. 
Dort nahm der Energieverbrauch um 5 % zu, was über dem Durchschnitt 
lag – trotz eines Rückgangs des japanischen Verbrauchs um 0,9 %. Nach
einer schwachen Entwicklung im Vorjahr stieg der Verbrauch in 
Nordamerika um 1,6 %, also um das Doppelte des 
Zehnjahresdurchschnitts. China verzeichnete mit 7,7 % das schwächste 
Wachstum seit 2002, lag aber dennoch über dem Zehnjahresdurchschnitt 
(das Gleiche gilt für das chinesische Wirtschaftswachstum). Zudem war 
China erneut für die Hälfte der Zunahme des globalen 
Energieverbrauchsverantwortlich. Der indische Verbrauch stiegum 6,8 % 
– der drittgrößte volumetrische Zuwachs nach China und den USA. Der 
Energieverbrauch der EU ging um 2,2 %zurück, wobei sich die weltweit 
stärkste Abnahme in Deutschland zeigte.
Quelle: BP Statistical Review of World Energy, Juni 2008
Falscher Kurs – Ungleiche Verteilung des Nutzens
Falscher Kurs – Ungleiche Verteilung des Nutzens
Welches Wachstum um welchen Preis?
Wo sollen wir hinwollen? – die Leitbilder
• Gastrecht für alle
• Ökologischer Wohlstand
• Gesellschaft der Teilhabe
• Die ganze Wirtschaft
Gastrecht für alle
Die Zukunftsfähigkeit Deutschlands wird sich auch 
an seinem Einsatz für die Macht- und Mittellosen 
dieser Welt bemessen. Um den Menschenrechten 
volle Geltung zu verschaffen, ist eine Reform der 
Strukturen von Macht und Reichtum erforderlich. 
Dazu gehört ein Kurswechsel in der Außen- und 
Wirtschaftspolitik, die Deutschland und Europa 
gegenüber den benachteiligten Ländern der Welt 
betreiben.
Ökologischer Wohlstand
„Besser, anders, weniger“ lautet die Faustformel für den 
Weg zu einer zukunftsfähigen Wirtschaft. Wohlstand 
muss zukünftig anders, sprich: mit weniger 
Ressourcenverbrauch und Naturzerstörung geschaffen 
werden. Und wir müssen lernen, dass ein besseres Leben 
mehr bedeutet als ständig steigender materieller 
Wohlstand.
Gesellschaft der Teilhabe
Die Wende zu mehr Ökologie und internationaler 
Fairness wird gefährdet durch wachsende 
Einkommensunterschiede, höhere Armutsrisiken und 
eine verbreitete Wahrnehmung, dass die Gesellschaft 
unsolidarischer wird. Denn wenn sich Bürgerinnen und 
Bürger ungerecht behandelt und ausgeschlossen 
fühlen, sind sie kaum bereit, die erforderlichen 
Veränderungen mit zu tragen. Deshalb kommt eine 
Politik der Zukunftsfähigkeit nicht ohne eine Politik der 
gerechten sozialen Teilhabe aus, die allen Mitgliedern 
der Gesellschaft Verwirklichungschancen gibt.
Die ganze Wirtschaft
Wohlstand wird nicht nur durch die Geldökonomie 
geschaffen, sondern auch durch die Natur- und die 
Lebensweltökonomie. Eine ökologisch-soziale 
Marktwirtschaft wird den Kapitalismus so 
regulieren, dass er das Wohlergehen dieser 
umfassenden Wirtschaft im Blick hat. Diese Revision 
erfordert eine neue Rolle des Staates und eine 
Aufwertung der Zivilgesellschaft.
An welchen „Baustellen“ wird an dem Weg 
in eine für alle erträgliche Zukunft gebaut?
• Effizienz: So viel wie möglich aus 
Ressourcen herausholen („Entkopplung“ & 
„Dematerialisierung“)
• Konsistenz: Prozesse in natürliche Prozesse 
einbetten („Naturverträglichkeit“)
• Subsistenz: Wieviel ist nötig? –
„Ressourcenleichter Wohlstand“
1) Prinzipien
Goldene Regel einer ökoeffizienten 
Ökonomie
Erwarte nicht von der Natur, mehr zu produzieren 
– erwarte von den Menschen, mehr mit dem 
anzufangen, was die Natur produziert.
An welchen „Baustellen“ wird an dem Weg 
in eine für alle erträgliche Zukunft gebaut?
• Chancen der Ressourceneffizienz
• Primat der Politik
• Renaissance der Regionen
• Arbeit fair teilen
• Wege zur Weltinnenpolitik
• Verantwortung in globalen Produktionsketten
• Neue Regeln im Welthandel
• Bürger nehmen Einfluss
• Auf Solarwirtschaft umsteigen
• Das Private ist politisch
2) Konkrete Ansätze:
Ressourceneffizienz - Energiesektor
Primat der Politik –
Gestaltungsmöglichkeiten des Staates
- - Gesetze
- - (finanzielle) Förderung und Anreize
- - Produktstandards (Energieeffizienz)
- - Mengenbegrenzungen
- - Eingriffe in die Preisbildung
- - Steuerreformen
- - Genehmigungspflichten (riskante 
Finanzprodukte)




• Recycling („urban mining“)
• Regionale Produktkreisläufe
• Regiogeld
Globale Spielregeln – fairer Handel




Globale Spielregeln – Verantwortung entlang der 
Produktketten





Südwind (2005): Wachstum zu 
Lasten der Armen?




• Alle zusammen in Partnerschaft? – Es gibt 
auch Gegner
Der Wert einer Mikrosekunde – IBM Computer 
für Finanzmärkte
Tune your systems and deliver results
According to TABB Group, by 2010 over half of the U.S. equities trade orders will be executed using algorithms. At the same time, the data 
volume explosion will continue to stress existing front office systems beyond their original design points. High-performance computing expertise,
platforms and technologies typically found in academic research and government agencies are being put to the challenge as financial firms are 
rethinking their infrastructures and tuning them for high-velocity financial analytics and trading solutions.
From acceleration technologies to hybrid systems to ultrascale computing and more, IBM has the deep engineering, architectural and application 
capabilities to help firms deliver world-class systems that meet today's challenges.
•Into the future: The fast track for financial markets
Discover insights about how the concepts of high performance computing can drive your low latency trading environment and how the IBM
portfolio can help you:
•Optimize environments to achieve new levels of performance
•Minimize latency for market data acquisition, analysis, order generation and execution
•Manage risk in real time across asset classes









































Parteien, Mehrheitsentscheidungen  der  Parlamente,  das  Regierungshandeln mit Hilfe  der 
Verwaltungen. Dieses System hat (nach seinem Selbstverständnis) u.a. folgende Vorteile:  
– Es  funktioniert  in einer Massengesellschaft  (repräsentative Demokratie) und  ist auf 
Dauer angelegt (stabile Organisationen). 




5 Vgl.: Wuppertal-Studie, S. 250–275.Im Folgenden beziehen sich Seitenangaben in Klammern hinter dem Text 
auf die Wuppertal-Studie. 
6 Vgl.: Werner Kellmann: Bürgerrechte – Bürgerbeteiligung. In: Peter Werner, Manfred Klimek (Hrsg.): Auf der 
Suche nach zukunftsweisenden gesellschaftlichen Gleichgewichten zwischen sozialer Gerechtigkeit – ökonomi-
schem Wohlstand – technischen Innovationen – ökologischer Verantwortung. S. 117–128. http://miami.uni-
muenster.de/servlets/DerivateServlet/Derivate-4897/studium_im_alter_diskurs_winter_2008.pdf [21.12.2009] 
7 Vgl.: Peter Werner (Hrsg.): Weiterentwicklung des Sozialstaates unter den Einflüssen von Polarisierungen in 


















gleich  zu  einem  Mitgliederrückgang  geführt,  weil  ungenügende  innerparteiliche 
Mitsprache und Mitentscheidung einem Engagement entgegenstehen.  
– Eine generell  sinkende Wahlbeteiligung bedeutet  für das Parteiensystem ein Legiti‐
mationsdefizit. Hierfür gibt es mehrere Gründe. Einer wird darin gesehen, dass die 




– Schließlich hat eine Politik, die  in den Mittelpunkt aller  ihrer Bemühungen das Wirt‐
schaftswachstum gestellt und damit die Zurücknahme staatlicher Regulierungen und 
Einflussnahmen  betrieben  hat,  selbst  zu  einer  Entpolitisierung  und  zunehmenden 
Ökonomisierung der Öffentlichkeit beigetragen. (Als ein anschauliches Beispiel  ist  in 





Bürgers zum Kunden, selbst ein Politikum  ist,  ist  für die betroffenen Menschen, die 
sich zunehmend mit wirtschaftlichen Problemen konfrontiert sehen, kaum noch er‐
fahrbar.    
– Der gravierendste Fehler des Parteiensystems  liegt  jedoch  in der nicht‐öffentlichen 








ihm alles  fehlt, was die Parteien  für sich als Vorteil  in Anspruch nehmen. Bürgerinitiativen 
haben in der Regel keine feste Organisation, sie sind nicht auf Dauer angelegt, sie sind auße‐
                                                            
8 Vgl.: Ursula von der Leyen / Wolfgang Schäuble: Was die Gesellschaft zusammenhält. In: FAZ vom 
06.01.2009 
9 Vgl.: Karl‐Heinz Peikert: Das Verhältnis von staatlicher Gewalt zu wirtschaftlicher Macht und die Auswirkun-







Dennoch  bleibt  festzuhalten:  Wenn  Politik  nicht  am  Bürger  vorbei  gemacht  werden  soll, 
dann darf die Betroffenheit von Bürgern, die sich in ihren Eigeninitiativen äußert, nicht igno‐
riert werden. Dabei  ist das gesamte Spektrum der Probleme und Zuständigkeiten von der 
lokalen bis  zur globalen Ebene  in den Blick  zu nehmen. Die globalen Probleme wie Klima‐
wandel, Migrationen / Asyl, Verlagerung von Arbeitsplätzen, Konsum von „Billigprodukten“ 




Auch wenn  im  konkreten  Fall  der  Eindruck  entstehen  kann,  dass  die  politischen  Parteien 
(und damit verbunden auch die Verwaltungen) und Bürgerinitiativen gegeneinander agieren 
(siehe den Streit um den Bau einer Musikhalle in Münster oder die Privatisierung der Stadt‐
werke), so  ist doch  im Grundsätzlichen hervorzuheben, dass der  (moderne) demokratische 
Staat beide  Systeme, die Parteien und die  vielfältigen  Formen bürgerschaftlichen  Engage‐
ments, braucht, um den gesellschaftlichen Zusammenhalt zu wahren und um die anstehen‐


























10 Vgl.: Walter Philipp: Neue Communities und neue soziale Sicherheiten durch das Internet. In: Werner: a.a.O. 
S. 30–38; Karl-Heinz Peikert: Veränderungen der Grundlagen unserer Ökonomie durch das World Wide Web 






des Gerechtigkeitsempfindens  gibt.  Als Gründe  hierfür werden  angeführt:  die  sich weiter 
öffnende  Einkommensschere,  wachsendes  Armutsrisiko  und  schwindende  Solidarität  zwi‐
schen den  gesellschaftlichen Gruppen. Die Mehrheit der Bevölkerung  empfindet eine  sin‐
kende  Gerechtigkeit  im  Allgemeinen.  Besonders  bei  der  Einkommensverteilung,  bei  der 
Gleichbehandlung der Geschlechter und bei den Ostdeutschen   fühlt sich die Mehrheit we‐
gen ihrer Herkunft benachteiligt. 
Die Konsequenz  ist, dass der  soziale  Zusammenhalt  aufreißt. Die  in der Wuppertal‐Studie 
referierte  Einschätzung  vieler  Experten, dass Deutschland nicht  auf  einem  guten Wege  in 
Richtung  auf  eine nachhaltige  Entwicklung  sei, bestätigt die  im Diskurs bereits  früher  aus 
anderen Quellen gewonnene Ansicht. Um eine Änderung zu erreichen,  führt offensichtlich 












anderen  Seite  der  kommunistisch‐staatskapitalistisch  orientierte,  mit  der  Führungsmacht 
UdSSR. Die bipolare Welt war überschaubar. In dieser Situation diente die Menschenrechts‐
erklärung, deren Grundlage die Prinzipien  einer  christlich  abendländischen Kultur  sind,  so 






























































Frauenarbeit  (S.  255). Nach  einer  Studie  des Deutschen  Caritasverbandes  benötigen  2,25 
Mio. Menschen Pflege. Von 154 befragten Familien konnten 15% sich auch bei steigenden 
Kosten eine Pflegekraft   auch  in Zukunft  leisten. Für  fast die Hälfte der Befragten  ist eine 
Steigerung nicht mehr möglich. Rund 100.000 Pflegekräfte aus Mittel‐ und Osteuropa ver‐






Eine Bestätigung  der  in  der Wuppertal‐Studie  entfalteten Auffassung  eines  unmittelbaren 
Zusammenhangs zwischen Menschenrechten – Menschenwürde – Persönlichkeitsentfaltung 










wiederzufinden;  eine  Arbeit,  die  den  in  die  Rente  eingetretenen  Arbeitnehmern würdige 
Verhältnisse sichert.“ 
 








1. Die Vertragsstaaten erkennen das Recht eines  jeden auf das  für  ihn erreichbare 
Höchstmaß an körperlicher und geistiger Gesundheit an. 












































– GG. Art. 20, Abs. 2:  „Alle  Staatsgewalt geht  vom Volke aus.  Sie wird  vom Volke  in 








Anträge  zur Verfassungsänderung  von der  F.D.P., Bündnis  90  / Die Grünen und Die  Linke 
























Im Hintergrund dieser Einschränkungen  steht das  immer wiederkehrende Argument:  „Das 
Boot  ist voll.“ Wie stichhaltig aber sind Argumente wie  fehlende Arbeits‐ und Ausbildungs‐
plätze,  steigende  Kriminalität,  vor  allem  steigende  Jugendkriminalität  von  ausländischen 
Mitbürgern und mangelnde Integrationswilligkeit? Wenn sich Parallelgesellschaften gebildet 
haben,  ist  es  ein  zu billiges Argument, nur  von  einem Versagen des  Staates  zu  sprechen. 
Handelt es sich hier doch auch um ein bestimmtes Verhalten der Bürger. Welcher Deutsche 
wollte denn Ausländer in seiner Nähe haben? Sind denn die Leute nicht aus den Siedlungen 






































1. Die Studie enthält keine Vorschläge, die nicht auch  schon  früher diskutiert worden 
wären, die aber bisher zu keiner grundlegenden Veränderung geführt haben. 








































12 Vgl.: Wuppertal-Studie, S. 539–569. Im Folgenden beziehen sich Seitenangaben in Klammern hinter dem 
Text auf die Wuppertal-Studie. 
13 ICLEI = International Council for Local Environmental Initiatives, 2003 umbenannt in Local Gevernments for 








































































– „Strategisch  konsumieren“  (S.  571ff):  Hinweise  für  überlegte  Kaufentscheidungen, 
vor allem bei Lebensmitteln und Textilien. 





















Wesentliche  Grundlagen  dieser  Untersuchung  sind  Befragungen,  statistische  Erhebungen, 




14 Vgl.: Wuppertal-Studie, S. 570–599 
15 Vgl.: Hort W.Opaschowski (2008): Deutschland 2030. Wie wir in Zukunft leben. Gütersloh. In diesem Kapitel 













































„Immer mehr Menschen  leben und wohnen allein  ... Als Hauptursachen  ... gelten u.a.: 
Soziale Aufwertung des Alleinseins, Aufschub der Familiengründung, Veränderung in der 















„Die künftige Generation wird  ... auch eine mobile Generation  sein, die  ‚nur  ja nichts 






leben‐ und Sich‐Verwöhnen‐Wollen.  ...  ‚Sparzeitalter‘ und  ‚Erlebniszeitalter‘  sind keine 



















einen  neuen Menschen  voraus.  Ein  solcher Wandel wird  – wenn  er  kommt  –  Zeit 
brauchen,  vielleicht  sogar  Zeitabläufe  mehrerer  Generationen  beanspruchen.“  (S. 
619) 
4. Einem realistischen:  
„In der  realistischen  Leistungsgesellschaft“ wird  „der  Leistungsbegriff  ... quantitativ 
und  qualitativ  erweitert  und  die  alte  Berufsethik  wandelt  sich  zu  einer  Gleichge‐










„Beim  Gedanken  an  die  Zukunft  denken  die  Deutschen  zuallererst  an  ‚Fortschritt‘.  Jeder 
zweite Bundesbürger (51%) setzt Fortschritt mit Zukunft gleich ...“(S. 658). „Die überwiegen‐
de  Mehrheit  des  Bevölkerung  ist  trotz  ungelöster  sozialer  Probleme  zukunftsoptimistisch 
eingestellt. Eine Chance für Politik und Wirtschaft.“ (S. 660) 
„Die Bürger erhoffen sich von einer zukunftsfähigen Politik einen schützenden Rahmen, der 
ihnen genügend Spielraum  für die eigene Lebenserfüllung  lässt  .... Von einem am  sozialen 













Der hier  zum Ausdruck  gebrachte  Zukunftsoptimismus  ist  sicher begründet, wird  von den 






















Zentralkomitee  der  deutschen  Katholiken,  die  Katholische  Arbeiterbewegung,  die 
Philosophisch‐Theologische Hochschule Sankt Georgen, die Initiative „Kirche von un‐



















16 Mitglieder der Redaktionsgruppe waren: K. Dierkes, G. Jurkait, W. Kellmann, M. Klimek, B. Korn, K.-H. 
Peikert, W. Philipp, P. Werner 
17 Die wiedergegebenen Antworten der FDP stützen sich auf eine ausführliche Diskussion mit dem F.D.P.- Bun-
destagskandidaten für den Wahlkreis 129, Steinfurt III, Herrn Hubert Klodt. 
Die Beantwortung des Fragebogens an Bündnis 90 / Die Grünen ist von einem den Grünen nahe stehenden Dis-
kursteilnehmer, Bernhard Korn, vorgenommen worden. Die Antworten sind nicht auf das Anschreiben an die 
Partei direkt erfolgt. Hierbei sind auch persönliche Ansichten und emotionale Empfindungen eines Einzelnen, 
auch wenn dessen politische Grundausrichtung der der Grünen entspricht, zu berücksichtigen. Die vorliegende 
Auswertung ist daher nicht als die offizielle Beantwortung unserer Fragen durch die Partei zu werten. 







a) muss  unser  Staat mehr  Eingriffs‐  und Gestaltungsmöglichkeiten  durch  Steuermehrein‐
nahmen erhalten. 
Institution  ja19  nein20 k.A.21  Kommentar 
Wuppertal‐Studie  x       
Akademie auf Zeit  x       
KAB  x       
DGB  x       
BDA    x     
ZdH    x     
SPD  x       
Die Linke  x       
Grüne  x       
F.D.P.    x     





Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie  x       
Akademie auf Zeit  x      abhängig  von  Transparenz  und  demokratischer 
Kontrolle 
KAB  x       
DGB    x     
BDA    x     
ZdH    x     
SPD    x     
Die Linke  x       
Grüne  x       
F.D.P.    x     




19 Im Fragebogen: „Stimmen wir zu“ 
20 Im Fragebogen: „Stimmen wir nicht zu“ 





und  Krankheitsbekämpfung,  Kontrolle  von  Finanz‐  und Warenströmen,  zum  Schutz  der 
Natur, für Bildungs‐ und Aufklärungsprogramme) erhalten. 
Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie  x       
Akademie auf Zeit  x      abhängig  von  Transparenz  und  demokratischer 
Kontrolle 
KAB  x       
DGB    x     
BDA    x     
ZdH      x   
SPD  x       
Die Linke  x       










Die  Vereinten  Nationen  müssen  handlungsfähiger 
und durchsetzungsstärker werden, ohne die Kompe‐








Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie  x       
Akademie auf Zeit  x     
KAB  x       
DGB    x     
BDA    x    Ja,  mehr  Handlungsspielräume  durch  Entlastungen (Zwangsabgaben, Bürokratie, etc.)  
ZdH    x     
SPD  x       
Die Linke  x       
Grüne  x       
F.D.P.    x    Auf kommunaler Ebene bereits vorhanden, auf Bun‐
des‐  und  Landesebene  aus  verfassungsrechtlichen 
Gründen „nein“.







Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie    x     
Akademie auf Zeit      x  unverständliche Frage
KAB    x     
DGB    x     
BDA  x       
ZdH  x       
SPD    x     





den  Reichen  und  Unternehmen,  Entlastung  der 
unteren Einkommen – das ist für Die Linke der Kern 
ihrer Steuerpolitik.
Grüne    x     
F.D.P.  x       









Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie  x       
Akademie auf Zeit  x     
KAB  x       
DGB  x       
BDA  x      Aber Studiengebühren, z.B. lehnen wir nicht ab.
ZdH    x     
SPD  x       
Die Linke  x       
Grüne  x       
F.D.P.    x    Einem  Ausbau  der  Bildungseinrichtungen  ist 
grundsätzlich  zuzustimmen,  einem  umfassenden 
kostenfreien  Zugang  nicht  (siehe  Zustimmung  zu 
Studiengebühren).
CDU      x  Gute Bildung für alle braucht   Chancengerechtigkeit 
von  Anfang  an.  Die  CDU  setzt  auf  Aufstieg  durch 
Bildung  –  unabhängig  von  finanzieller  Lage  und 
sozialer Herkunft. Deutschland soll Bildungsrepublik 
werden. Wir wollen  bis  2015  gesamtstaatlich  zehn 








Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie  x       
Akademie auf Zeit  x     
KAB  x       
DGB      x   
BDA  x       
ZdH  x       
SPD  x       
Die Linke  x       
Grüne  x       
F.D.P.  x       
CDU      x  Jede  Familie  muss  sich  darauf  verlassen  können, 
dass ihre Kinder bestmöglich gefördert werden. Wir 







Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie  x      Als  zusätzliche und nachrangige Maßnahmen  zu a) 
und b)
Akademie auf Zeit    x    Keine  Eliteförderung,  aber  ggf.  sinnvolle  private 
Schulexperimente   
KAB  x       
DGB      x   
BDA  x       
ZdH      x   
SPD  x       
Die Linke    x    Es  kommt  auf  die  konkreten  Bedingungen  an.  Be‐
stimmte  private  Einrichtungen  sind  förderwürdig 
und bestimmte Stipendienprogramme sind sinnvoll. 
Wenn es aber darum geht, durch Privatisierung das 
öffentliche  Bildungswesen  allmählich  zu  zerstören, 
statt es im Sinne von mehr Bildungsgerechtigkeit zu 
reformieren, dann  ist Die  Linke  strikt  gegen  solche 
Privatisierungskonzepte.
Grüne  x       
F.D.P.  x       
CDU      x  Siehe oben Frage 2 a). Deutschland ist seit 2005 bei 
Bildung  deutlich  voran  gekommen.  Mehr 
frühkindliche Bildung, mehr Auszubildende und eine 
erkennbare  verbesserte  Ausbildungsförderung 











Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie  x       
Akademie auf Zeit  x       
KAB  x       
DGB      x   
BDA    x     
ZdH    x     
SPD  x       
Die Linke  x       
Grüne  x       
F.D.P.      x   
CDU      x  Eine  staatliche  Einheitsversicherung  lehnen wir  ab. 
Wenn  alle  Bürger  in  eine  einheitliche 
Zwangsversicherung  einzahlen,  gibt  es  keinen 
Wettbewerb  und  auch  keine  Entkoppelung  von 
Arbeits‐  und  Gesundheitskosten.  Eine  solche 






Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie  x      Zu einer guten Versorgung gehören vor allem auch 
Präventivmaßnahmen. 
Akademie auf Zeit  x     
KAB  x       
DGB      x   
BDA  x      Hier muss es heißen „Bedarf“ und nicht „Bedürftig‐keit“.
ZdH  x       
SPD  x       
Die Linke  x       
Grüne  x       
F.D.P.  x      Es erfolgt bereits jetzt die medizinische  Versorgung 
einkommensunabhängig,  ausschließlich  am  Bedarf 
orientiert.
CDU  x      Wir wollen, dass jeder in Deutschland – unabhängig 
von  Einkommen,  Alter,  sozialer  Herkunft  oder  ge‐
sundheitlichem Risiko – eine qualitativ hochwertige, 







Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie  x      Als zusätzliche und nachrangige Maßnahme 
 zu a) und b).
Akademie auf Zeit    x    Im Gegenteil!
KAB    x     
DGB      x   
BDA  x      Aber: Für Wettbewerb der Systeme (PKV –  GKV).
ZdH      x   
SPD    x     
Die Linke  x       
Grüne    x     
F.D.P.  x      PKVs und GKVs  sollen  zu  gleichen Bedingungen  im 
Wettbewerb konkurrieren. 





Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie    x     
Akademie auf Zeit    x    Siehe Krankenhausprivatisierung. 
KAB    x     
DGB      x   
BDA  x       
ZdH      x   
SPD      x   
Die Linke    x     
Grüne    x     
F.D.P.  x      „Ja“; aber nicht „oberste“ Priorität (siehe Kommen‐
tar zu 3 b).












Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie  x       
Akademie auf Zeit  x      Einkommensunabhängige ausreichende Grundsiche‐
rung im Alter.   
KAB  x      Nach  dem  Versicherungsmodell  der  katholischen 
Verbände. 
DGB      x   
BDA    x     
ZdH    x     
SPD  x      Kein Kommentar.
Die Linke  x       
Grüne  x       
F.D.P.    x     




Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie  x       
Akademie auf Zeit  x     
KAB  x      Oberhalb von mindestens 410,‐ € Sockelrente.
DGB  x       
BDA    x    Bezogen auf gesetzliche Rentenversicherung.
ZdH      x   
SPD  x      Durch Einführung eines Mindestlohnes. 
Die Linke  x       
Grüne  x       
F.D.P.    x    Die bestehende Grundsicherung ist ausreichend.







Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie  x      Als  zusätzliche  und  nachrangige  Maßnahme  zu  a) 
und b).
Akademie auf Zeit    x    Bei  Reform  der  öffentlichen  Vorsorge  überflüssig 
und unwirtschaftlich.   
KAB  x       
DGB    x     
BDA  x       
ZdH  x       
SPD  x       
Die Linke    x     
Grüne  x       
F.D.P.  x       




Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie    x     
Akademie auf Zeit    x   
KAB    x     
DGB    x     
BDA  x      Bezogen auf gesetzliche Rentenversicherung.
ZdH      x   
SPD    x     
Die Linke    x     
Grüne    x     
F.D.P.  x       
CDU      x  Folge  wäre  die  Aufhebung  der 
Beitragsbemessungsgrenze  in  der  GRV.  Würde  die 
Höhe  der  Altersbezüge,  die  sich  aus  gesetzlicher, 













Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie  x       
Akademie auf Zeit  x     
KAB  x      Gesetzlicher Mindestlohn
DGB  x       
BDA    x     
ZdH    x     
SPD  x       
Die Linke  x       
Grüne  x       
F.D.P.    x     
CDU      x  Die CDU gewährleistet ein  Mindesteinkommen  für 
alle  in Deutschland. Das  für ein menschenwürdiges 
Leben  notwendige  Einkommen  sichert  nicht  ein 
einheitlicher, gesetzlicher Mindestlohn, sondern, wo 





Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie  x      Steuerungsfunktion der Politik 
Akademie auf Zeit  x     
KAB  x       
DGB    x     
BDA    x     
ZdH    x     
SPD    x     
Die Linke  x       
Grüne    x     
F.D.P.    x     
CDU      x  Eine  generelle  Festlegung  von  Löhnen  und 









Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie  x       
Akademie auf Zeit  x      Kommt  auf Modell  an,  sonst  läuft  das  nur  auf  die 
Festschreibung  eines  großen  Niedriglohnsektors 
hinaus.   
KAB  x       
DGB    x     
BDA    x     
ZdH    x     
SPD    x     
Die Linke    x    Wir  wollen  eine  sanktionsfreie,  bedarfsorientierte 
und hinsichtlich der Regelsätze deutlich verbesserte 
Grundsicherung.
Grüne    x     
F.D.P.    x    Wir  befürworten  ein Bürgergeld  in  der  Form  einer 
Negativsteuer.
CDU      x  Die CDU prüft die Finanzierung, die moralischen und 
rechtlichen Aspekte eines  „solidarischen Bürgergel‐





Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie  x      Verschiedene  Formen  der  Anerkennung  sind  in  Be‐
tracht zu ziehen.     
Akademie auf Zeit  x     
KAB    x   
DGB    x   
BDA    x    Nicht in dieser Verallgemeinerung 
ZdH    x   
SPD    x    Es  darf  kein  „Entgelt“  geben;  Aufwandentschädi‐
gung möglich.   
Die Linke    x   
Grüne  x     
F.D.P.    x    Es  gehört  zum  Wesen  des  „Ehrenamtes“,  dass  es 
unentgeltlich ausgeübt wird; (das schließt Aufwand‐
entschädigungen nicht aus). 









Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie    x   
Akademie auf Zeit    x    Im Gegenteil, es wurde schon zu viel   „flexibilisiert“ 
und  „dereguliert“  mit  den  bekannten  Konsequen‐
zen. 
KAB    x   
DGB    x   
BDA    x    Aber Entschlackung des Arbeitsrechts 
ZdH    x   
SPD    x   
Die Linke    x   
Grüne    x   
F.D.P.  x     











Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie  x     
Akademie auf Zeit  x     
KAB  x     
DGB  x     
BDA    x   
ZdH    x   
SPD      x  So einfach nicht zu beantworten. 
Die Linke  x     
Grüne    x (?)   
F.D.P.    x   







Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie    x   
Akademie auf Zeit    x   
KAB    x   
DGB    x   
BDA  x     
ZdH  x     
SPD    x   
Die Linke    x   
Grüne    x   
F.D.P.  x     




Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie  x     
Akademie auf Zeit  x     
KAB  x     
DGB  x     
BDA    x   
ZdH    x   
SPD  x     
Die Linke  x     
Grüne  x     
F.D.P.    x    Unser Steuerreformmodell sieht Steuersätze von 10 
– 25 – 35% vor.   




Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie  x     
Akademie auf Zeit  x      Drastisch! Gleiche Startbedingungen innerhalb einer 
Generation. 
KAB  x     
DGB  x     
BDA    x   
ZdH    x   
SPD  x     
Die Linke  x     
Grüne  x     
F.D.P.    x   






Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie  x     
Akademie auf Zeit  x     
KAB  x     
DGB  x     
BDA    x    Keine  neue  Vermögenssteuer,  aber  progressiver Steuertarif für Einkommensteuer. 
ZdH    x   
SPD  x     
Die Linke  x     
Grüne  x     
F.D.P.    x   
CDU      x  Jeder Steuerzahler  leistet einen wertvollen  Beitrag 






Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie  x     
Akademie auf Zeit  x     
KAB  x     
DGB  x     
BDA  x     
ZdH    x   
SPD  x     
Die Linke  x     
Grüne  x     
F.D.P.  x      Siehe Kommentar zu 6 c.







Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie    x    Die Bekämpfung der Steuerhinterziehung darf nicht 
zu  Lasten der Steuergerechtigkeit gehen; das Kirch‐
hof‐Modell ist nicht die Lösung. 
Akademie auf Zeit  x      Ist  aber  nicht  nur  eine  Frage  der  Vereinfachung, 
sondern  des  politischen  Willens,  Hinterzieher  zu 
verfolgen. 
KAB  x     
DGB  x     
BDA  x     
ZdH  x     
SPD  x     
Die Linke  x     
Grüne    x   
F.D.P.  x     




Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie    x   
Akademie auf Zeit    x    Frage, wer oder was subventioniert wird. 
KAB    x   
DGB    x   
BDA  x     
ZdH  x     
SPD    x   
Die Linke    x    Bestimmte  Subventionen  sind  sinnvoll  und  sollten 
daher nicht abgebaut werden. 
Grüne    x   
F.D.P.  x     








Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie  x     
Akademie auf Zeit  x      Siehe Kommentar zu 6 h.
KAB  x     
DGB  x     
BDA    x    Im Sinne von: keine Strukturerhaltungs‐ bzw. Struk‐turgestaltungspolitik gegen die Marktkräfte. 
ZdH  x     
SPD  x     
Die Linke  x     
Grüne  x     
F.D.P.    x    Damit  werden  Subventionen  und  befristete 
Strukturhilfen  als  Instrumente  der  sozialen 
Marktwirtschaft nicht ausgeschlossen. 











Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie  x     
Akademie auf Zeit  x      Siehe Grundgesetz
KAB  x     
DGB  x     
BDA  x      Ja,  durch  eine  konsequente  Politik  der  sozialen Marktwirtschaft.  
ZdH      x 
SPD  x     
Die Linke  x     
Grüne  x     
F.D.P.  x      Es  bleibt  Aufgabe  des  Staates,  eine  angemessene
Lage aller Bedürftigen zu gewährleisten. 








Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie    x    Die Hilfe  zur Selbsthilfe muss gefördert werden;  sie 
darf aber nicht das einzige Mittel staatlicher Unter‐
stützung sein. 
Akademie auf Zeit      x  7 a) und b) sind zu kombinieren; bei b) „nur“ strei‐
chen.   
KAB  x      Zustimmung bei Streichung von „nur“ 
DGB    x   
BDA    x    Aber: Vorrang der Subsidiarität vor Solidarität.
ZdH  x     
SPD    x   
Die Linke    x   
Grüne    x   
F.D.P.    x   
CDU      x  Die  CDU  steht  für  eine  effektive  und  effiziente 
Arbeitsmarktpolitik,  die  Arbeitslose  dabei 
unterstützt,  rasch  wieder  eine  Stelle  zu  finden. 
„Fördern  und  Fordern“  wird  weiter  Maßstab 
unseres  Handelns  sein.  Wir  vertrauen  auf  die 
Fähigkeit  und  die  Bereitschaft  der Menschen,  ihre 
Angelegenheit  selbst  in  die  Hand  zu  nehmen,  und 




Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie  x     
Akademie auf Zeit  x     
KAB  x     
DGB  x     
BDA    x   
ZdH      x 
SPD  x     
Die Linke  x     
Grüne  x     
F.D.P.  x     







Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie  x     
Akademie auf Zeit  x     
KAB  x     
DGB    x   
BDA    x   
ZdH    x   
SPD    x   
Die Linke  x     
Grüne  x     
F.D.P.    x   




Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie    x    Verbraucherinformation und  Wettbewerb  sind  zu 
fördern;  sie  alleine  reichen  aber  als  Verbraucher‐
schutz nicht aus. 
Akademie auf Zeit  x     
KAB    x    Verbraucherinformation ist zu fördern, Wettbewerb 
bedingt im Rahmen ordnungspolitischer Vorgaben.   
DGB    x   
BDA  x     
ZdH      x 
SPD  x     
Die Linke    x   
Grüne    x   
F.D.P.  x      Verbraucherinformation  und  Wettbewerb  sind  zu 
fördern (das „Nur“ ist zu streichen). 













Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie  x     
Akademie auf Zeit    x    Keine Genehmigung, generell. 
KAB    x    Genereller Ausstieg aus Atomwirtschaft. 
DGB    x    Weil es nie mehr zur Genehmigung von  Atomkraft‐
werken kommen darf.   
BDA    x    Nicht in dieser Ausschließlichkeit bzw. Einseitigkeit.
ZdH    x   
SPD      x  Keine Genehmigung neuer AKW 
Die Linke      x  Diese  Frage  ist  nicht  eindeutig  gestellt.  Wenn  die 
Baugenehmigung gemeint  ist: Ja, dann stimmen wir 




Grüne    x   
F.D.P.    x   
CDU      x  Wir  streben  eine  Laufzeitverlängerung  sicherer 
Kernkraftwerke  an,  bis  genügend  klimafreundliche 
und  wirtschaftliche  Energieträger  verfügbar  sind. 
Größtmögliche  Sicherheit  jeder  kerntechnischen 




b) ist eine  staatliche Förderung  (z.B. durch Subventionen, Steuervorteile) von alternativer, 
regenerativer Energieerzeugung erforderlich. 
Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie  x     
Akademie auf Zeit  x     
KAB  x     
DGB  x     
BDA    x    Siehe Kommentar zu 6  i; höchstens als   Anschubhil‐fe.   
ZdH  x     
SPD  x     
Die Linke  x     
Grüne  x     
F.D.P.    x    Das  Erneuerbare‐Energie‐Gesetz  regelt  bereits die 
Subventionierung über den Energiepreis. 







Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie  x     
Akademie auf Zeit  x     
KAB  x     
DGB    x    Wieso nur „regional“? Das ist sach‐ und weltfremd!
BDA  x     
ZdH      x 
SPD      x 
Die Linke  x     
Grüne  x     
F.D.P.    x   




Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie  x     
Akademie auf Zeit  x     
KAB  x     
DGB      x  wie?
BDA  x      Marktpreise müssen grundsätzlich alle internen und externen Kosten enthalten.   
ZdH      x 
SPD  x     
Die Linke  x     
Grüne  x     
F.D.P.    x    Die vorhandenen Belastungen (durch Ökosteuer und 
Lkw‐ Maut) sind bereits hoch genug. 
CDU      x  Mobilität und Umweltschutz zu vereinbaren, ist eine 
große  Herausforderung.  Seit  2005  haben  wir  viel 
erreicht.  Die  CO2‐  basierte  Kfz‐  Steuer  ist  ein 
wichtiger  Schritt.  Wir  wollen  auch  weiterhin  die 
umweltfreundlichere  Gestaltung  des 









Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie  x     
Akademie auf Zeit  x     
KAB  x     
DGB      x  „angeordnet“ – wer soll das tun? 
BDA    x    Ja,  in Wohngebieten. Nein – generell; z.B. auf allen Autobahnen.   
ZdH      x 
SPD    x   
Die Linke  x     
Grüne  x     
F.D.P.    x   
CDU    x   
 
 
f) sind keine staatlichen Eingriffe erforderlich; Umweltprobleme sind  technisch  lösbar, nur 
bei einem funktionierenden Wettbewerb setzen sich die vernünftigsten Lösungen durch. 
Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie    x   
Akademie auf Zeit    x   
KAB    x   
DGB    x   
BDA  x     
ZdH    x   
SPD      x  Die Frage konstruiert einen Widerspruch, der keiner 
ist.   
Die Linke    x   
Grüne    x   
F.D.P.  x      Der  Staat muss  für den Wettbewerb die   Rahmen‐
bedingungen setzen.   
CDU      x  Wir  wollen,  dass  der  Staat  die  richtigen  Anreize
setzt, um Eigeninitiative  zu unterstützen und  jeden 
Einzelnen  zu  ermutigen,  seinen Beitrag  zum Klima‐
schutz  zu  leisten.  Wir  wollen  die  Instrumente  der 















Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie  x     
Akademie auf Zeit  x     
KAB  x     
DGB  x     
BDA    x    „Grundsätzlich“
ZdH  x     
SPD  x     
Die Linke  x     
Grüne  x     





CDU      x  Die  internationalen  Märkte  brauchen  einen
weltweiten, abgestimmten Ordnungsrahmen. Dieser 
beinhaltet u.a. eine wirksamere Bankenregulierung, 





Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie    x    Eine  effektive  staatliche  Bankenaufsicht  kann 
erfolgreicher  sein  als  eine  Verstaatlichung  (siehe 
Landesbanken). 
Akademie auf Zeit  x     
KAB    x   
DGB    x   
BDA    x    Grundsätzlich
ZdH    x   
SPD    x   
Die Linke  x     
Grüne    x   
F.D.P.    x   








Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie    x   
Akademie auf Zeit    x   
KAB    x   
DGB    x   
BDA 
x      Grundsätzlich – zu a) bis c) – Fragen  sind sehr um‐
fassend  und  komplex  und  lassen  sich  daher  kaum 
beantworten. 
ZdH    x   
SPD    x   
Die Linke    x   
Grüne    x   
F.D.P.    x    Siehe Kommentar zu 9 a.






Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie  x     
Akademie auf Zeit  x     
KAB  x     
DGB    x   
BDA    x   
ZdH    x   
SPD    x   
Die Linke  x     
Grüne    x   
F.D.P.    x   











gesorgt werden  (vor  allem  durch Wirtschaftswachstum),  dass  sie weiterhin wie  bisher 
funktionieren. 
Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie    x   
Akademie auf Zeit    x   
KAB    x   
DGB    x   
BDA  x     
ZdH    x   
SPD      x  Fragen  sind  zu  schlicht  und  daher  nicht  zu  beant‐
worten.   
Die Linke    x   
Grüne    x   
F.D.P.  x      Das  quantitative  Wirtschaftswachstum  muss 
gleichzeitig  ein  qualitatives Wachstum  sein;  nur  so 
sind  die  Sozialsysteme  auf  Dauer  überlebensfähig. 
Das  bedeutet  einen  Paradigmenwechsel  hin  zur 
Vermarktlichung der Sozialsysteme.    
CDU      x  In der sozialen Marktwirtschaft sichert der Staat den 
Rahmen, in dem die Menschen frei handeln. Er stellt 
sicher, dass fairer Wettbewerb Arbeitsplätze schafft, 
Leistung  belohnt  wird  und  Schwache  geschützt 
werden. Materieller Wohlstand allein ist nie genug – 
Erfüllung  und  Zufriedenheit  bemessen  sich  auch 
danach,  wie  viel  Mitmenschlichkeit,  wie  viel 
Zuwendung,  wie  viel  Zusammenhalt  es  in  unserer 
Gesellschaft  gibt.  Die  CDU  handelt  verantwortlich 
auch  über  den  Tag  hinaus  und  denkt  an  unsere 
Nachkommen.  Wertschöpfung  und  Wertschätzung 
gehören  zusammen.  Diese  Prinzipien  wollen  wir 
jetzt  international verankern, damit wir verhindern, 
dass  uns  Verantwortungslosigkeit  noch  einmal  in 
eine  so  schwierige wirtschaftliche  Lage  bringt. Wir 
brauchen  nachhaltiges  Wachstum,  um  die  Folgen 










mehr  muss  ein  grundlegender  Bewusstseinswandel,  ein  radikaler  Paradigmenwechsel 
stattfinden (so muss an die Stelle eines quantitativen ein qualitatives Wachstum treten), 
das Soziale muss neu gedacht und konkretisiert werden. 
Institution  ja  nein  k.A.  Kommentar 
Wuppertal‐Studie  x     
Akademie auf Zeit  x     
KAB  x      Das Neue muss sozial gedacht ... werden. 
DGB  x     
BDA    x   
ZdH  x     
SPD      x  Siehe Kommentar zu 10 a.
Die Linke    x   
Grüne  x     
F.D.P.    x   





















        
 
       Fragen 
 
Institution 
1 1 1 1 1 1 2 2 2 2 3 3 3 3 3 4 4 4 4 4 5 5 5 5 5 5 6 6 6 6 6 6 6 6 6 6 7 7 7 7 7 7 8 8 8 8 8 8 8 9 9 9 9 9 10 10 10 1-10 
 a b c d e  a b c  a b c d a b c d a b c d e a b c d e f g h i a b c d e  a b c d e f a b c d a b   
 Akademie X X X X 4 X X  2 X X X 3 X X X 3 X X X X X 5 X X X X X X  X X 8 X X X X 4 X X X X X X 6 X X X 3 X X 2 40 
                  
 KAB X X X X X 5 X X X 3 X X X 3 X X X X 4 X X X X X 5 X X X X X X  X X 8 X X X X X 5 X X X X X X 6 X X X X 4 X X 2 45 
                  
 DGB X X 2 X   1   0 X X 2 X X 2 X X X X X X  X X 8 X X X X 4 X X X 3 X X X 3 X X 2 27 
                  
 BDA  0 X X X 3  X X 2 X 1 X 1 X    1 X X 2 X X 2 X 1   0 13 
                  
 ZdH  0  X  1  X 1 X 1 X 1   X 1 0 X X X 3 X X X 3 X X 2 13 
                  
 SPD X X X X 4 X X X 3 X X 2 X X X X 4 X X 2 X X X X X  X X 7 X X X 3 X X 2 X X X 3   0 30 
                  
 Linke X X X X X 5 X X  2 X X X X 4 X X X 3 X X X 3 X X X X X X  X X 8 X X X X X 5 X X X X X 5 X X X 3 X  1 39 
                  
 Grüne X X X X X 5 X X X 3 X X X 3 X X X X 4 X X X 3 X X X X X X X X 8 X X X X X 5 X X X X X 5 X X X 3 X X 2 41 
                  
 F.D.P.  0  X X 2  X X 2 X 1 0 X    1 X X X 3 0 X X 2   0 11 
                  

































ständigkeit“,  „Bildung“,  „Alter“,  „Konsum“ und  „Paradigmenwechsel“. Danach  folgen  „Ge‐
sundheit“,  „Steuern“,  „Umwelt“ und  „Finanzen“ mit nur  jeweils  einer  abweichenden Ant‐
wort.  Im Bereich  „Arbeit“ gehen die Auffassungen mit  zwei abweichenden Antworten am 
weitesten auseinander. 
Die Tabelle zeigt, dass die Parteien,   die man eher dem Spektrum “Mitte/ Links“ zuordnen 
kann  (SPD, Die  Linke  und  Bündnis  90  / Die Grünen)  überwiegend mit  den  Aussagen  der 
Wuppertal‐Studie übereinstimmen.   Dagegen  findet man bei Parteien, die man eher dem 
Spektrum “Mitte/Rechts“ zuordnen kann (CDU, F.D.P.) eine sehr geringe Übereinstimmung. 
Angesichts  der  politischen Mehrheitsverhältnisse  beurteilt  der  Diskurs  eine  Durchsetzung 




















































keine  allgemeine,  sondern  natürlich  eine  Förderung  der  privaten  Rentenversicherung.  Sie 
                                                            
22 Vgl.: Kap. 4.2 
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Beschäftigungsverhältnissen  wird  sowohl  von  den  Verbänden  als  auch  vom  Wuppertal‐
Institut dahingehend beantwortet, dass sie den Staat als aktiven Mitgestalter sehen. 











nehmen  immer eine Gegenposition ein.  Sie wollen beispielsweise  keine  stärkere Besteue‐
rung höherer Einkommen,  keine Anhebung der Erbschaftssteuer,  keine hohe Besteuerung 





Bedürftigen  herbeizuführen, während  der  BDA  etwas  nebulös  die  soziale Marktwirtschaft 
beschwört und Subsidiarität vor Solidarität sieht. Der ZdH ist konsequent für Hilfe zur Selbst‐
hilfe und will den Staat offensichtlich soweit wie möglich heraushalten. 













Wuppertal‐Studie  und Verbände  sind  für  eine  umwelt‐  und  sozialverträgliche Müllentsor‐
gung, die aber laut DGB nicht nur regional erfolgen kann. 
Alle Befragten  sind  sich weiter einig, dass Umweltbelastungen  in die Transportkosten ein‐
gepreist werden sollten, fragen aber nach dem „Wie?“ und verweisen auf die Marktgesetze. 
Nach dem BDA sind bei der Lösung der Umweltprobleme keine staatlichen Eingriffe erfor‐
























Betrachtet man die Antworten der Verbände  für  sich,  so  zeigen  sich  (wie nicht anders  zu 
erwarten) eher Übereinstimmungen zwischen dem BDA und dem ZdH, während der DGB als 
































eine  Einschränkung  des  bürgerschaftlichen  Engagements  aufgrund  fehlender  Finanzmittel 
zur Folge hätte. Die Frage zielt  jedoch auf eine grundsätzliche Anerkennung bürgerschaftli‐









































ler Gleichklang der  Zustimmung  vorliegt.  „Das Neue  sozial denken“  ist nicht  identisch mit 
„Das Soziale neu denken“. Während im ersten Fall der Schwerpunkt darauf gelegt wird, neue 
Entwicklungen  (wie  u.a.  den  demografischen Wandel,  die  Änderungen  der  Familien‐  und 
Partnerschaftsstrukturen, die Flexibilität und Mobilität  in der Arbeitswelt)  in die bekannten 
sozialen  Systeme  und  Strukturen  einzufügen,  geht  der  zweite Ansatz  darüber  hinaus  und 
stellt das Soziale, also auch die überkommenen Formen und Prinzipien, auf den Prüfstand. 
(Hier  stellt  sich  z.B.  auch die  Frage, ob der Generationenvertrag neu  geschrieben werden 
muss.) Als Ergebnis wird man an dieser Stelle  festhalten können: Es gibt eine gemeinsame 
































Im  Bereich  Arbeit  besteht Übereinstimmung  in  allen  Fragen.  An  dieser Übereinstimmung 



















































gehenden Übereinstimmung  stehen  ebenso  viele Organisationen mit  einer  sehr  geringen 




















traditionellen  Vorstellungen  und  Faktoren  des  Sozialen  keineswegs  hinreichend,  vielmehr 
muss ein grundlegender Bewusstseinswandel, ein radikaler Paradigmenwechsel stattfinden 















23 Dabei kann die Frage nach dem ‚gesellschaftlichen Gewicht‘ bzw. Einfluss der einzelnen Institutionen vom 
Diskurs nicht beantwortet werden. Zwar ist offensichtlich, dass Verlautbarungen der CDU, der BDA oder des 
DGB ein größeres Gewicht haben als Stellungnahmen der Linken, der Grünen oder Akademie auf Zeit. Aber 
jeder Versuch einer Quantifizierung des gesellschaftlichen Gewichts (etwa anhand der Mitgliederzahlen) erwies 
sich bei eingehender Diskussion als untauglich. Es ist daher in diesem Zusammenhang bei der Gleichrangigkeit 


































































Um  soziale Sicherheit und  soziale Gerechtigkeit auch  in Zukunft  im Bildungsbereich  zu ge‐
















sich eine Übereinstimmung über alle  Institutionen von  lediglich  ca. 54%. Das bedeutet  im 
Vergleich  zu  der  zunächst  vorgenommenen Gesamtauswertung,  dass  die  Zustimmung  bei 
den aus der Sicht der Studie wirklich wichtigen Fragen noch geringer geworden ist.  Nur bei 
wenigen Detailfragen  ist mit  (z.T. unterschiedlichen) Mehrheiten  (6 und mehr Organisatio‐





schaften  und  großen  Vermögen,  Subventionen  als  staatliches  Steuerungsinstrument,  Ver‐
schärfung der Regeln  im Bereich des Geldes und der Finanzen, Ausbau der öffentlichen Bil‐
dungs‐ und Ausbildungseinrichtungen. Dieser Konsens bedeutet keineswegs einen Paradig‐





Die  Autoren  der  Wuppertal‐Studie  sprechen  die  einem  grundlegenden  gesellschaftlichen 
Wandel  entgegenstehenden  Interessen,  Gewohnheiten  und  Erwartungen  zwar  an24,  den‐
noch sind sie eher zuversichtlich (wie sonst hätten sie diese Studie veröffentlichen können?). 
Ihre Hoffnungen gründen sie vor allem auf folgende Strategie: „Der Konflikt um Zukunftsfä‐
higkeit  ist, wenigstens  in den wohlhabenden  Ländern, nicht klassenbildend, das heißt, die 


















Gesetz der Wenigen) besondere  „Vermittler“,  „Kenner“ und  „Verkäufer“ notwendig  sowie 





Für  eine  grundlegende  Veränderung  gesellschaftlicher  Verhältnisse  und  Verhaltensweisen 
bedarf es nach Ansicht des Diskurses des Zusammentreffens zweier Faktoren: einer äußeren 
besonders kritischen Situation (allem Anschein nach war die gegenwärtige Finanz‐ und Wirt‐
schaftskrise  noch  nicht  ein  hinreichender  Anlass  zu  einem  Paradigmenwechsel,  sondern 
vielmehr ein Ansporn, „gestärkt“ zu den bekannten Marktmechanismen und dem ökonomi‐
schen Wachstum als oberstem Ziel der gesellschaftlichen Entwicklung zurückzukehren), und 
eines  großen  Bevölkerungsanteils,  der  über  besondere  kommunikative  Kompetenzen  ver‐
fügt. Zu solchen Kompetenzen würden u. E. gehören: analytische und prospektive Fähigkei‐
                                                            
24 Siehe vor allem in der Einleitung den Abschnitt „Wer sich bewegt und nicht bewegt“ (Wuppertal-Studie, S. 
22ff) 
25 Diese Annahme wird durch unsere Befragung nicht gestützt. 
26 Vgl..: Malcolm Gladwell (42002): Tipping Point. Wie kleine Dinge Großes bewirken können; München. 
27 Gruhl, Herbert (1977): Ein Planet wird geplündert; Gütersloh. 
28 Denis Meadows et.al. (1972): Die Grenzen des Wachstums; Stuttgart;  Mihajlo D. Mesarovic´ (1974): 
Menschheit am Wendepunkt; Stuttgart. 
29 Erhard Eppler (1973): Überleben wir den technischen Fortschritt?; Freiburg i.Br.; ders. (1974): Maßstäbe für 
eine humane Gesellschaft: Lebensstandard oder Lebensqualität?; Stuttgart; ders. (1975): Ende oder Wende; 
Stuttgart. 
30 Gro Harlem Brundtland (1987): Unsere gemeinsame Zukunft, Greven (Bericht der UN- Kommission für Um-
welt und Entwicklung). 
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ten, konstruktive und kreative Fähigkeiten, die Bereitschaft und Fähigkeit, aufgrund eigener 
Einsichten das eigene Verhalten zu ändern, soziale Netzwerke aufzubauen.  
Aus diesem Zusammenhang heraus stellt sich der Diskurs die Frage, ob unser Bildungssystem 
in der Lage ist, derartige Fähigkeiten zu vermitteln und zu fördern. Sollte sich zeigen, dass es 
dabei nicht so sehr um ein Mehr in der Wissensvermittlung, sondern um eine andere Art von 
Bildung geht, und sollten sich hierbei strukturelle Mängel unseres Bildungswesens aufzeigen 
lassen, dann würde das u. E. bedeuten, dass die Autoren der Wuppertal‐Studie die noch zu 
überwindenden Hindernisse unterschätzt haben. Dieser Frage soll im kommenden Semester 
nachgegangen werden. 
 
 
